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Schrlltlicher Bericht 

des Wirtschaftsausschusses 
(16. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über die Sicherstellung von Leistungen auf dem Ge- 
biet der gewerblichen Wirtschaft sowie des Geld- und Kapital- 
verkehrs (Wirtschaftssicherstellungsgesetz) 

— Drucksache IV/892 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Steinmetz 


I. 

Der Entwurf des Wirtschaftssicherstellungsge- 
setzes ist am 24. Januar 1963 in erster Lesung be- 
handelt und dem Wirtschaftsausschuß zur feder- 
führenden und dem Rechtsausschuß und dem Aus- 
schuß ifür Inneres zur Mitberatung überwiesen wor- 
den. 

Das vorgesehene Wirtschaftssicherstellungsge- 
setz soll als Teil der Notstandsgesetzgebung das 
Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen auf 
dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft vom 
22. Dezember 1959 (BQBl. I S. 785) ablösen, das 
nach mehrmaliger Verlängerung am 30. Juni 1965 
außer Kraft tritt. Der Gesetzentwurf stellt zusammen 
mit den Entwürfen der Sicherstellungsgesetze für die 
Gebiete des Verkehrs und der Ernährung das Kern- 
stück der geplanten gesetzlichen Regelung zur wirt- 
schaftlichen Verteidigung dar. Durch das vorge- 
sehene Gesetz sollen die Bundesregierung und wei- 
tere Stellen der Exekutive die erforderlichen Er- 
mächtigungen erhalten, um sowohl durch friedens- 
mäßige Vorbereitungen als auch durch Lenkungs- 
maßnahmen im Spannungs- und Verteidigungsfall 
die notwendige Versorgung mit Gütern und Leistun- 
gen der gewerblichen Wirtschaft zu sichern. Darüber 
hinaus sieht der Gesetzentwurf auch Ermächtigun- 
gen für die Exekutive vor, um im Falle sonstiger, 
nicht mit einer äußeren Bedrohung im Zusammen- 
hang stehender Versorgungsschwierigkeiten (Ver- 
sorgungskrise) Lenkungsmaßnahmen zu ergreifen. 


II. 

Der Wirtschaftsausschuß hat den Gesetzentwurf 
in mehreren Sitzungen, abschließend in der Sitzung 
vom 13. Mai 1965 beraten. Er hat entsprechende 
gesetzliche Regelungen mehrerer anderer Staaten 
zum vergleichenden Studium herangezogen. Außer- 
dem hat eine Gruppe von Ausschußmitgliedern zwei 
Studienreisen ins Ausland unternommen, um einen 
Einblick in die Verteidigungsplanung der NATO und 
die Verteidigungsvorbereitungen anderer Staaten 
auf wirtschaftlichem Gebiet zu gewinnen. Weiter- 
hin hat der Ausschuß einen Bericht des Bundesver- 
teidigungsministers entgegengenommen, in dem aus 
militärischer Sicht die Aufgaben und Möglichkeiten 
der Wirtschaft in einem künftigen Verteidigungs- 
fall dargelegt wurden. Der Innenausschuß hat zu 
dem Gesetzentwurf verschiedene Empfehlungen ge- 
geben, die berücksichtigt worden sind. Der Rechts- 
ausschuß hat keine Einwendungen erhoben. 

III. 

Der Wirtschaftsausschuß hat einmütig die Not- 
wendigkeit anerkannt, daß der Exekutive im Rah- 
men der Notstandsgesetzgebung für den Bereich der 
gewerblichen Wirtschaft Lenkungsermächtigungen 
gegeben werden. Vom Anfang seiner Beratungen an 
ist er jedoch darum bemüht gewesen, die Voraus- 
setzungen und Grenzen der Eingriffsbefugnisse in 
sachlicher und zeitlicher Hinsicht genauer festzu- 
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legen, als dies in der Regierungsvorlage geschehen 
ist. 

Zu diesem Zweck erschien es dem Ausschuß zu- 
nächst erforderlich, die beiden Sachkomplexe a) Si- 
cherstellung für Verteidigungszwecke und b) Sicher- | 
Stellung in einer Versorgungskrise deutlich gegen- 
einander abzugrenzen und dies auch im systemati- 
schen Aufbau des Gesetzes sichtbar zu machen. Zur 
Verwirklichung dieses Zieles ist der Gesetzentwurf 
neu gegliedert und insbesondere die Vorschrift des 
§ 2 gemeinsam mit den sonstigen, ausschließlich dem 
Tatbestand der Versorgungskrise zugeordneten Be- i 
Stimmungen des Entwurfs zu einem besonderen Ab- | 
schnitt zusammengefaßt worden. Der Gesetzentwurf j 
gliedert sich danach in drei Abschnitte, von denen ! 
der erste Abschnitt (§§ 1 bis 13) die Sicherstellung 
für Verteidigungszwecke, der zweite (§§ 14 bis 18) 
die Sicherstellung in einer Versorgungskrise und ! 
der dritte (§§ 19 ff.) die für beide Sachkomplexe ge- | 
meinsamen Fragen behandelt. Mit dieser Umgliede- | 
rung war zugleich das Bestreben verknüpft, in mate- j 
rieiler Hinsicht die im Gesetzentwurf vorgesehenen | 
Ermächtigungen nach Zweck und Ausmaß besser ein- 
zugrenzen. Für den Bereich der Versorgungskrise 
hat der Ausschuß dieses Anliegen dadurch verwirk- 
licht, daß er die geforderten Ermächtigungen in 
ihrem Umfang im wesentlichen an den bereits im 
Wirtschaftssichersteilungsgesetz von 1959 gezoge- 
nen Ermächtigungsrahmen angeglichen hat. Soweit 
die Ermächtigungen der Sicherstellung für Vertei- 
digungszwecke dienen sollen, erschien es dem Aus- 
schuß aus dem gleichen Bestreben heraus unver- 
zichtbar, eine deutliche Abgrenzung zu treffen zwi- 
schen solchen Befugnissen, die bereits im Frieden j 
zur Vorbereitung auf einen Verteidigungsfall vor- 
handen sein müssen, und solchen Ermächtigungen, 
die erst im Verteidigungsfall selbst einschließlich 
einer vorausgehenden Spannungszeit benötigt wer- 
den. Er hat sich hierbei von der Vorstellung leiten j 
lassen, daß Vorbereitungsmaßnahmen im Frieden | 
sich möglichst in die marktwirtschaftliche Ordnung | 
einfügen und demgemäß die Befugnisse zur hoheit- i 
liehen Anordnung derartiger Maßnahmen auf das | 
unerläßliche Maß beschränkt werden sollten. Dem- 
entsprechend hat der Ausschuß als Gegenstand von 
vorbereitenden Verordnungen im Frieden lediglich 
die Anordnung von Buchführungs- und Meldepflich- 
ten (§ 3), Maßnahmen einer Notstandsbevorratung 
(§ 4) und eng begrenzte Eingriffe zur Sicherung der 
bevorzugten Bedarfsdeckung öffentlicher Auftrag- 
geber zur Herstellung der Verteidigungsbereitschaft 
(§ 2 Abs. 2), nämlich soweit sie Vorschriften über 
die Herstellung, die Zuteilung, die Lieferung oder 
den Bezug einzelner Waren der gewerblichen Wirt- 
schaft oder über Werkleistungen von Unterneh- 
men der gewerblichen Wirtschaft zum Zwecke der 
Instandsetzung zum Gegenstand haben, zugelassen. 
Gerade der vorerwähnten Vorschrift des § 2 Abs. 2 
mißt der Ausschuß besondere Bedeutung zu; sie 
stellt klar, daß von den übrigen Ermächtigungen 
des § 1 nicht vor Eintritt einer krisenhaften Situ- | 
ation Gebrauch gemacht werden darf. 

Der Ausschuß hat bei den für das Ernährungs- : 
bzw. Verkehrssichersteliungsgesetz federführenden j 
Bundestagsausschüssen angeregt, auch bei diesen ' 


Parallelgesetzen eine entsprechende Umgliederung 
anzustreben. Die beiden Ausschüsse, die auf der 
Grundlage der Regierungsvorlage in ihren Beratun- 
gen schon fortgeschritten waren, haben diese An- 
regung nicht aufgegriffen. Obschon danach die ver- 
schiedenen Sicherstellungsgesetze in ihrem Aufbau 
voneinander abweichen, hält der Ausschuß für das 
Wirtschaftssicherstellungsgesetz an der beschlosse- 
nen Umgestaltung fest, da sie nach einmütiger Auf- 
fassung der Ausschußmitglieder eine wesentliche 
Verbesserung darstellt und für die marktwirtschaft- 
lich ausgerichtete gewerbliche Wirtschaft überdies 
im besonderen Maße das Bedürfnis besteht, die Ein- 
griffsbefugnisse des Staates im Frieden in klaren 
Grenzen zu halten. 


IV. 

Abgesehen von der grundsätzlichen Umgestaltung 
des Regierungsentwuilfs hat der Ausschuß noch zu 
verschiedenen Einzeivorschriften Änderungen und 
Ergänzungen beschlossen, von denen folgende be- 
sondere Erwähnung verdienen: 


1. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 

Die in dieser Vorschrift vorgesehene Ermächtigung 
zur Anordnung von Verlagerungen und Stillegungen 
von Betrieben hat der Ausschuß gestrichen. Er hält 
ein praktisches Bedürfnis für derartige Eingriffe — 
namentlich nach den Darlegungen des Herrn Bundes- 
ministers der Verteidigung — nicht für gegeben. 
Weiterhin ist der Ausschuß der Ansicht, daß die Ein- 
setzung eines Verwalters in einen Betrieb stets nur 
als eine vorübergehende Ausnahmemaßnahme in 
einem Notstand in Betracht kommen kann. Die ent- 
sprechende Ermächtigung in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 10 
wurde demgemäß eingeengt. 


2. § 1 Abs. 2 Nr. 3 

Die Ermächtigung zu Rechtsverordnungen über die 
Aufnahme und Verwendung von Geld und Kapital 
in § 1 Abs. 2 Nr. 3 der Regierungsvorlage hält der 
Ausschuß für entbehrlich. Die in den Nr. 1 und 2 
dieses Absatzes vorgesehenen Verordnungsbefug- 
nisse zu Regelungen auf dem Geld- und Kreditsektor 
bieten der Exekutive schon eine hinreichende Hand- 
habe, um den Bedürfnissen eines Notstandsfalles, so- 
weit dies heute übersehbar ist, gerecht zu werden. 


3. §2 

Neben dem bereits unter III. erwähnten wich- 
tigen Absatz 2 des § 2 stellt Absatz 1 klar, daß 
Rechtsverordnungen nach § 1 nur bei gefährdeter 
Versorgungslage erlassen werden dürfen und dann 
auch nur, wenn dieses Ziel durch marktgerechte 
Maßnahmen nicht, nicht rechtzeitig oder nur mit un- 
verhältnismäßigen Mitteln erreicht werden kann. 
Sollten dennoch Rechtsverordnungen nach § 1 uner- 
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läßlich werden, so bestimmt Absatz 3 vorsorglich, 
daß sie auf das unerläßliche Maß zu beschränken 
sind. Außerdem sollten durch diese Eingriffe die 
Freiheit der wirtschaftlichen Betätigung und die 
Leistungsfähigkeit der Gesamtwirtschaft nicht be- 
einträchtigt werden. Zusammen mit Absatz 2 präzi- 
siert und beschränkt § 2 somit die Eingriffsmöglich- 
keiten weitgehendst. Dieser § 2 ist als eines der 
wichtigsten Ergebnisse der Beratungen des Wirt- 
schaftsausschusses anzusehen, da er die Voraus- 
setzungen und Grenzen der Sicherstellung regelt. 


4. § 4 

In Angleichung an entsprechende Vorschritlen in 
den Entwürfen der übrigen Sicherstellungsgesetze 
wurde die Ermächtigung zur Anordnung von Bevor- 
ratungen, die bisher in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 der 
Regierungsvorlage mitenthalten war, in einen be- 
sonderen Paragraphen {§ 4) aufgenommen, überein- 
stimmend mit den entsprechenden Vorschriften im 
Ernährungs- bzw. Verkehrssicherstellungsgesetz 
wurde die Ermächtigung durch Bestimmungen über 
Finanzierungshilfen (§ 4 Abs. 2) und Steuererleichte- 
rungen für den Bevorratungspflichtigen (§ 4 Abs. 3 
und 4) ergänzt. Der Ausschuß ist nach eingehender | 
Debatte der Frage, ob für die Finanzierungsregelung 
nicht statt einer „Kann"- eine „Mußvorschrift" vor- | 
Zusehen sei, dem Vorschlag der Bundesregierung | 
gefolgt und hat die Entscheidung über die Gewäh- j 
rung eines finanziellen Ausgleichs der durch die ! 
Bevorratung entstehenden Kosten in die Hand des i 
Verordnungsgebers gelegt. Der Ausschuß geht davon 
aus, daß zur Vermeidung von Nachteilen im Wett- 
bewerb Bevorratungsanordnungen grundsätzlich 
mit Regelungen über die Kostenerstattung zu ver- 
knüpfen sind. Andererseits sollte aber der Bundes- 
regierung ein Spielraum verbleiben, die Fragen der 
Kostentragung individuell unter Anpassung an die 
jeweilige Situation in den betreffenden Wirtschafts- 
zweigen und nach Art und Umfang der Bevor- 
ratungspflichten zu entscheiden. Die Vertreter der 
Bundesregierung haben zugesichert, daß künftige 
Bevorratungsprogramme dem Ausschuß vor ihrer 
Realisierung vorgelegt werden. 

Für zu bevorratende Wirtschaftsgüter des Umlauf- 
vermögens sollte nach dem nachträglich unterbreite- 
ten Vorschlag der Bundesregierung (§ 4 Abs. 3) die 
Möglichkeit eines Bewertungsabschlags von 20 ^/o 
bei der Veranlagung zur Einkommensteuer vorge- j 
sehen werden. Der Ausschuß hat den Satz auf 30 Vn | 
erhöht, da ein angemessener Ausgleich für die im 
Interesse des Staates übernommenen zusätzlichen 
Kosten des Bevorratungspflichtigen bei einem nied- 
rigeren Satz nicht erreichbar erscheint. Bereits nach 
geltendem Recht kann gemäß § 80 Abs. 1 Ziff. 2 der 
Einkommensteuer-Durchführungsverordnung für Ein- 
fuhrgüter des volkswirtschaftlich vordringlichen Be- 
darfs ein Bewertungsabschlag von 30 ^'o geltend ge- 
macht werden. In Übereinstimmung mit der Emp- 
fehlung des Finanzausschusses hält es der Ausschuß 
weiterhin für richtig, daß der Bewertungsabschlag 
von 30 auch bei der Vermögensbesteuerung Be- 
rücksichtigung finden sollte (§ 4 Abs. 4). 


5. §§ 5 bis 7 

Für die Vorschrifleii über den Erlaß und die Gel- 
tungsdauer von Rechtsverordnungen (§§ 5 bis 7) be- 
schloß der Ausschuß auf der Grundlage einer Formu- 
lierungshilfe der Bundesregierung gesetzestechnisch 
klarere Neufassungen, die in entsprechender Form 
auch für die Entwürfe des Ernährungs- und des Ver- 
kehrssicherstellungsgesetzes von den federführen- 
den Ausschüssen übernommen worden sind. Als 
materielle Neuerung wurde zur Verstärkung der 
parlamentarischen Kontrolle des Verordnungsgebers 
in § 7 Abs. 2 Satz 2 die Bestimmung aufgenommen, 
daß Rechtsverordnungen der Bundesregierung und 
des Bundesministers für Wirtschaft aufzuheben sind, 
wenn Bundestag und Bundesrat dies verlangen. Das 
vom Bundesrat gewünschte selbständige Aufhe- 
bungsrecht für Bundestag und Bundesrat hält der 
Ausschuß in seiner Mehrheit — hierin der Stellung- 
nahme der Bundesregierung folgend — für politisch 
bedenklich, weil diese Regelung die Möglichkeit 
voneinander abweichender Beschlüsse der beiden 
Gremien eröffnen würde. Im übrigen bleibt dem 
Bundestag immer die Möglichkeit, bei unerwünsch- 
ten Rechtsverordnungen durch Initiativgesetz die 
Aufhebung zu betreiben. 


6 . § 10 

Neu in den Gesetzentwurf eingefügt wurde die 
Vorschrift über die Mitwirkung von Stellen der 
Wirtschaft bei der Vorbereitung und Durchführung 
von Sicherstellungsmaßnahmen (§ 10). Art und Um- 
fang der Mitwirkung wurde dabei entsprechend 
dem unterschiedlichen rechtlichen Status dieser In- 
stitution abgestuft. Die Möglichkeit zur Übertragung 
hoheitlicher Befugnisse wurde hierbei auf Anstalten 
und Körperschaften des öffentlichen Rechts be- 
schränkt. In diesem Zusammenhang hält es der 
Ausschuß für gerechtfertigt, daß eine derartige Über- 
tragung im Hinblick auf den öffentlich-rechtlichen 
Charakter solcher Institutionen nicht an deren Zu- 
stimmung gebunden werden sollte. 


7. § 12 

In der Frage der Rechtsmittelbeschränkung (vgl. 
§ 15 der Regierungsvorlage) ist der Ausschuß in 
Übereinstimmung mit der Empfehlung des Ausschus- 
.ses für Inneres der Ansicht, daß die bereits vorhan- 
denen rechtlichen Möglichkeiten der Verwaltungs- 
gerichtsordnung zur fakultativen Aufhebung der 
aufschiebenden Wirkung eines Einspruchs ausrei- 
chen, um im notwendigen Rahmen den sorfortigen 
Vollzug von Verwaltungsakten auf Grund dieses 
Gesetzes zu sichern. § 12 enthält danach nur noch 
die Bestimmung, daß das verwaltungsgerichtliche 
Verfahren bei Streitigkeiten über Sicherstellungs- 
maßnahmen unter Ausschluß von Berufung und Be- 
schwerde auf eine Tatsacheninstanz beschränkt wird. 
In diesem Umfang erscheint eine Rechtsmittelbe- 
schränkung notwendig, aber auch zumutbar. 
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8 . § 14 

Die Vorschriften dieses Paragraphen bestimmen 
die Voraussetzungen und Maßnahmen der Sicher- 
stellung in einer Versorgungskrise. Der Ausschuß 
war der Meinung, daß neben der formellen Sonder- 
stellung in einem besonderen Abschnitt II die Siche- 
rungsmaßnahmen im Falle einer Versorgungskri.se 
auch in ihrer Anwendung eingeschränkt werden 
sollten. Zu diesem Zweck wurde in Absatz 1 Satz 1 


festgelegt, daß von den Rechtsverordnungen nach 
§ 1 nur der Absatz 1 Satz 1 Nr. 1, 3, 5, 6 und 8 
angewandt werden dürfte. Außerdem ist gemäß 
Absatz 2 der § 2 Abs. 3 auch bei einer Versorgungs- 
krise anzuwenden. Damit wurden bei dem Sonder- 
begriff „Versorgungskrise", der nicht unmittelbar 
mit einem Verteidigungsnotstand in Zusammenhang 
stehen muß, besonders strenge Einschränkungen der 
Ermächtigungsmöglichkeiten vorgesehen. 


Bonn, den 20. Mai 1965 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Gesetzentwurf — Drucksache IV/892 — wird 
in der vorliegenden Fassung angenommen. 

2. Die Bundesregierung wird ersucht, 

einen Gesetzentwurf vorzulegen, durch den die 
Verordnung gegen Bestechung und Geheimnis- 
verrat nichtbeamteter Personen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 12. Mai 1943 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 351) abgelöst wird. 


Bonn, den 13. Mai 1965 


Der Wirtschaftsausschuß 


Dr. Aschoff 

Vorsitzender 


Dr. Steinmetz 

Berichterstatter 



Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Drucksache IV/ 34 16 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet der 
gewerblichen Wirtschaft sowie des Geld- und Kapitalverkehrs 
(Wirtschaftssicherstellungsgesetz) 


ERSTER ABSCHNITT 

Sicherstellung für Verteidigungszwecke 


§ 1 

Maßnahmen der Sicherstellung 

(1) Um die für Zwecke der Verteidigung, insbe- 
sondere zur Deckung des Bedarfs der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte erforderliche Versorgung 
mit Gütern und Leistungen sicherzustellen, können 
durch Rechtsverordnung Vorschriften erlassen wer- 
den über I 

1. die Gewinnung und Herstellung von j 
Waren der gewerblichen Wirtschaft, | 

2. die Bearbeitung, die Verarbeitung, die i 

Verpackung, die Kennzeichnung, die Zu- | 
teilung, die Lieferung, den Bezug und die j 
Verwendung I 

i 

a) von Waren der gewerblichen Wirt- | 
Schaft und 

b) von Erzeugnissen der Ernährungs- und 
Landwirtschaft, die ausschließlich zur 
Herstellung von Waren der gewerb- 
lichen Wirtschaft dienen oder zu die- 
sem Zweck von den nach dem Gesetz 
über die Sicherstellung der Versor- 
gung mit Erzeugnissen der Ernäh- 
rungs- und Landwirtschaft sowie der 
Forst- und Holzwirtschaft zuständigen 
Behörden freigegeben worden sind, 

3. die Verarbeitung und die gewerbliche 
Verwendung von Erzeugnissen der Forst- 
und Holzwirtschaft sowie die Zuteilung 
und den Bezug solcher Erzeugnisse zum 
Zweck der Verarbeitung oder gewerb- 
lichen Verwendung, 

4. die Herstellung, die Instandhaltung, die 
Abgabe, die Verbringung und die Ver- 
wendung von Produktionsmitteln der ge- 
werblichen Wirtschaft, 

5. die Erzeugung, die Weiterleitung, die 
Umwandlung, die Umspannung, die Zu- 
teilung, die Abgabe, den Bezug und die 
Verwendung von elektrischer Energie, 

6. Werkleistungen von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft zu Instandset- 


zungen aller Art sowie zur Instandhal- 
tung, Herstellung und Veränderung von 
Bauwerken, 

7. Werkleistungen von Unternehmen der 
gewerblichen Wirtschaft zur Instandhal- 
tung, Herstellung und Veränderung von 
technischen Anlagen, 

8. die Weiterleitung von Waren der ge- 
werblichen Wirtschaft in Rohrleitungen, 

9. die Fertigung in Betrieben der gewerb- 
lichen Wirtschaft, 

10. die vorübergehende Verwaltung von Be- 
trieben der gewerblichen Wirtschaft. 
Waren der gewerblichen Wirtschaft im Sinne des 
Satzes 1 sind auch Rohtabak, Tabakerzeugnisse, 
Kaffee sowie Kaffeemittel und Kaffee-Essenzen mit 
einem Gehalt an Kaffee oder Koffein. 

(2) Um die für Zwecke der Verteidigung, insbe- 
sondere zur Deckung des Bedarfs der Zivilbevölke- 
rung und der Streitkräfte erforderliche Versorgung 
mit Geld und Kredit sicherzustellen, können durch 
Rechtsverordnung Vorschriften erlassen werden 
über 

1. die Vornahme von Bank- und Börsen- 
geschäften durch Kreditinstitute und die 
Geschäftstätigkeit an den Wertpapier- 
börsen, 

2. die Schließung von Kreditinstituten und 
Wertpapierbörsen. 

§ 2 

Voraussetzungen und Grenzen der Sicherstellung 

(1) Rechtsverordnungen nach § 1 dürfen nur er- 
lassen werden, 

1. um eine Gefährdung der Versorgung zu 
beheben oder zu verhindern, und 

2. wenn ihr Zweck durch marktgerechte Maß- 
nahmen nicht, nicht rechtzeitig oder nur 
mit unverhältnismäßigen Mitteln erreicht 
werden kann. 

(2) Im Rahmen der Vorbereitung auf einen Ver- 
teidigungsfall dürfen Rechtsverordnungen nach § 1 
ferner nur erlassen werden, soweit sie 

1. Vorschriften über die Herstellung, die Zu- 
teilung, die Lieferung oder den Bezug ein- 
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zelner Waren der gewerblichen Wirtschaft 
oder über Werkleistungen von Unterneh- 
men der gewerblichen Wirtschaft zum 
Zwecke der Instandsetzung zum Gegen- 
stand haben und 

2. die bevorzugte Bedarfsdeckung öffent- 
licher Auftraggeber zur Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft bezwecken. 

(3) Die Rechtsverordnungen sind auf das uner- 
läßliche Maß zu beschränken. Sie sind inhaltlich so 
zu gestalten, daß in die Freiheit der wirtschaftlichen 
Betätigung so wenig wie möglich eingegriffen und 
die Leistungsfähigkeit der Gesamtwirtschaft mög- 
lichst wenig beeinträchtigt wird. 

§ 3 

Buchführungs- und Meldepflichten 

Durch Rechtsverordnungen können zu den in § 1 
genannten Zwecken Buchführungs- und Meldepflich- 
ten hinsichtlich der Güter und Leistungen, über die 
nach § 1 Vorschriften erlassen werden können, so- 
wie hinsichtlich der Leistungsfähigkeit von Betrie- 
ben der gewerblichen Wirtschaft begründet werden. 

§ 4 

Vorratshaltung 

(1) Durch Rechtsverordnung können für Betriebe 
der gewerblichen Wirtschaft Vorschriften über die 
Lagerung und Vorratshaltung der in § 1 Abs. 1 be- 
zeichneten Waren und Erzeugnisse erlassen werden, 
soweit dies erforderlich ist, um eine ausreichende 
Versorgung im Verteidigungsfall sicherzustellen. 
§ 2 Abs. 3 ist anzuwenden. 

(2) In Rechtsverordnungen nach Absatz 1 kann 
vorgesehen werden, daß den Betroffenen für die 
Kosten der Bevorratung Kredite, Bürgschaften oder 
sonstige Gewährleistungen bis zu einer im jähr- 
lichen Haushaltsgesetz festzusetzenden Höhe sowie 
im Rahmen der verfügbaren Mittel Zuschüsse zu 
den Kosten der Lagerhaltung und -wälzung und zur 
Zinsverbilligung gewährt werden, soweit dies er- 
forderlich ist, um eine unzumutbare Belastung der 
Betroffenen auszuschließen. 

(3) Für Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens, 
die auf Grund der nach Absatz 1 zu erlassenden 
Rechtsverordnung bevorratet sind, kann die Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates an 
Stelle der Finanzierungshilfen nach Absatz 2 durch 
Rechtsverordnungen zulassen, daß sie statt mit dem 
sich nach § 6 Abs. 1 Ziff. 2 des Einkommensteuer- 
gesetzes ergebenden Wert von dem Steuerpflichti- 
gen mit einem Wert angesetzt werden können, der 
bis zu 30 vom Hundert unter den Ansdiaffungs- 
oder Herstellungskosten oder dem niedrigeren Bör- 
sen- oder Marktpreis (Wiederbeschaffungspreis) des 
Bilanzstichtags liegt. Voraussetzung für den Ab- 
schlag ist, daß die Wirtschaftsgüter sich im Gel- 
tungsbereich des Grundgesetzes befinden und für 
ihre Bevorratung nicht nach anderen Vorschriften 


oder auf Grund vertraglicher Vereinbarungen eine 
Körperschaft des öffentlichen Rechts oder eine 
öffentliche Dienststelle Zuschüsse gewährt oder das 
Preisrisiko übernommen hat. 

(4) Wirtschaftsgüter, bei denen nach Absatz 3 ein 
Bewertungsabschlag vorgenommen worden ist, sind 
bei der Feststellung des Einheitswerts des gewerb- 
lichen Betriebs mit dem für die Vermögensbesteue- 
rung maßgebenden Wert, vermindert um den nach 
Absatz 3 vorgenommenen Bewertungsabschlag, an- 
zusetzen. 

§ 5 

Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach §§1,3 und 4 erläßt 
die Bundesregierung. Die Bundesregierung kann 
diese Befugnis durch Rechtsverordnung ohne Zu- 
stimmung des Bundesrates auf den Bundesminister 
für Wirtschaft übertragen. 

(2) Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3 und 4 er- 
läßt der Bundesminister für Wirtschaft, wenn 

1. der Eintritt des Verteidigungsfalles fest- 
gestellt ist (Artikel 59 a des Grundgeset- 
zes), 

2. eine fremde bewaffnete Macht Feindselig- 
keiten gegen die Bundesrepublik eröffnet 
hat oder 

3. die Bundesregierung festgestellt hat, daß 
dies zur beschleunigten Herstellung der 
Verteidigungsbereitschaft der Bundesrepu- 
blik notwendig ist; die Bundesregierung 
hat die Feststellung aufzuheben, wenn die 
Voraussetzungen hierfür entfallen oder 
wenn der Bundestag und der Bundesrat 
dies verlangen. 

(3) Die Bundesregierung und der Bundesminister 
für Wirtschaft können die ihnen nach den Absät- 
zen 1 und 2 zustehende Befugnis zum Erlaß von 
Rechtsverordnungen durch Rechtsverordnung ohne 
Zustimmung des Bundesrates 

1. auf das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft, 

2. auf die Landesregierungen, auch mit der 
Ermächtigung zur Weiterübertragung der 
Befugnis, 

übertragen. 

§ 6 

Zustimmungsbedürftigkeit der Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Wirtschaft nach § 1 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, 
wenn ihre Geltung auf längstens sechs Monate be- 
fristet wird. Eine Verlängerung der Geltungsdauer 
ist nur mit Zustimmung des Bundesrates möglich. 

(2) Nach Eintritt einer der Voraussetzungen des 
§ 5 Abs. 2 bedürfen Rechtsverordnungen nach §§ 1, 
3 und 4 nicht der Zustimmung des Bundesrates. 
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§ 7 

Geltungsdauer der Rechtsverordnungen 

(1) Befristete Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3 
und 4 , die bei Eintritt einer der Voraussetzungen 
des § 5 Abs. 2 in Kraft sind, gelten unbefristet wei- 
ter. 

(2) Rechtsverordnungen auf Grund der §§ 1, 3 
und 4 sind aufzuheben, soweit ihre Fortgeltung für 
die Zwecke des § 1 nicht mehr erforderlich ist. 
Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder des 
Bundesministers für Wirtschaft sind ferner aufzu- 
heben, wenn Bundestag und Bundesrat dies verlan- 
gen. 

(3) Rechtsverordnungen des Bundesamtes für ge- 
werbliche Wirtschaft, der Landesregierungen oder 
der von diesen ermächtigten Stellen, die auf Grund 
einer Rechtsverordnung nach § 5 Abs. 3 erlassen 
werden, treten spätestens mit dieser Rechtsverord- 
nung außer Kraft. 

§ 8 

Ausführung des Gesetzes 

(1) Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3 und 4 wer- 
den von den Ländern einschließlich der Gemeinden 
und Gemeindeverbände im Auftrag des Bundes 
ausgeführt. Die Rechtsverordnungen können vor- 
sehen, daß sie in bundeseigener Verwaltung ausge- 
führt werden, soweit dies für Zwecke des § 1 erfor- 
derlich ist. 

(2) Die Landesregierungen können bestimmen, 
daß die nach diesem Gesetz oder auf Grund dieses 
Gesetzes 

a) Landkreisen zugewiesenen Aufgaben ganz 
oder teilweise von kreisangehörigen Ge- 
meinden, 

b) kreisangehörigen Gemeinden zugewiese- 
nen Aufgaben von kommunalen Zusam- 
menschlüssen oder Gemeindeverbänden 

wahrgenommen werden. 

(3) Absatz 1 Satz 1 gilt auch für die §§11 und 19 
bis 21 dieses Gesetzes, soweit auf Grund dieser Vor- 
schriften von den Behörden der Länder, Gemeinden 
oder Gemeindeverbände Maßnahmen für Zwecke 
des § 1 ergriffen werden sollen. 

(4) Soweit dieses Gesetz oder die auf Grund die- 
ses Gesetzes ergangenen Rechtsverordnungen nach 
den Absätzen 1 bis 3 von den Ländern einschließ- 
lich der Gemeinden und Gemeindeverbände im 
Aufträge des Bundes ausgeführt werden, übt der 
Bundesminister für Wirtschaft die Befugnisse der 
Bundesregierung nach Artikel 85 des Grundgesetzes 
aus. Der Bundesminister für Wirtschaft kann diese 
Befugnisse sowie seine Weisungsbefugnis nach Ar- 
tikel 85 Abs. 3 des Grundgesetzes auf Bundesober- 
behörden übertragen. Allgemeine Verwaltungsvor- 
schriften nach Artikel 85 Abs. 2 Satz 1 des Grund- 
gesetzes bedürfen nicht der Zustimmung des Bun- 


desrates, wenn eine der Voraussetzungen des § 5 
Abs. 2 vorliegt oder die Verwaltungsvorschriften 
die Ausführung von Rechtsverordnungen betreffen, 
die ohne Zustimmung des Bundesrates erlassen wor- 
den sind. 

(5) In Ländern, in denen in den Gemeinden und 
Gemeindeverbänden für Auftragsangelegenheiten 
ein kollegiales Organ zuständig ist, tritt an dessen 
Stelle der Hauptverwaltungsbeamte der Gemeinde 
oder des Gemeindeverbandes. 

(6) In Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3 und 4 
kann die Zuständigkeit zur Ausführung dieser Ver- 
ordnungen geregelt und dabei bestimmt werden, 
daß für die Aufgaben zur Ausführung dieser Ver- 
ordnungen besondere Stellen einzurichten sind. 

§ 9 

Verfügungen 

Die Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Wirtschaft können 
vorsehen, daß der Bundesminister für Wirtschaft zu 
ihrer Ausführung Verfügungen erläßt, wenn sich 
der zu erforschende Sachverhalt oder die Auswir- 
kungen der zu regelnden Angelegenheit auf mehr 
als ein Land erstrecken und der Zweck der Rechts- 
verordnungen mittels einer Weisung nach Artikel 85 
Abs. 3 des Grundgesetzes und durch Verfügung der 
Landesbehörden nicht oder nicht rechtzeitig erreicht 
werden kann. 

§ 10 

Mitwirkung von Vereinigungen 

(1) In Rechtsverordnungen nach §§ 1, 3 und 4 
kann bestimmt werden, daß 

1. Verbände und Zusammenschlüsse oder 
Körperschaften und Anstalten des Öffent- 
lichen Rechts, die Aufgaben der gewerb- 
lichen Wirtschaft wahrnehmen, bei der 
Ausführung der Rechtsverordnungen be- 
ratend mitwirken, soweit Interessen der 
gewerblichen Wirtschaft betroffen sind, 

2. die Ausführung der Rechtsverordnung 
ganz oder teilweise auf Körperschaften 
und Anstalten des öffentlichen Rechts, die 
Aufgaben der gewierblichen Wirtschaft 
wahrnehmen, übertragen wird. Die Kör- 
perschaften und Anstalten des öffentlichen 
Rechts unterstehen insoweit den Weisun- 
gen der in der Rechtsverordnung bestimm- 
ten Behörde. 

(2) Die zuständige Behörde kann sich bei der 
Durchführung von einzelnen Aufgaben, die sie für 
Zwecke der §§1,3 und 4 auf Grund dieses Gesetzes 
oder auf Grund dieses Gesetzes erlassener Rechts- 
verordnungen zu erfüllen hat, der in Absatz 1 ge- 
nannten Stellen mit deren Zustimmung bedienen. 
Diese Stellen unterstehen insoweit den Weisungen 
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der zuständigen Behörden, die Verbände und Zu- 
sammenschlüsse insoweit auch deren Aufsicht. 

(3) Personen, die Aufgaben nach Absatz 1 oder 
2 wahrnehmen sollen, sind nach § 1 der Verordnung 
gegen Bestechung und Geheimnisverrat nichtbeam- 
teter Personen in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 22. Mai 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 351) zu ver- 
pflichten. 

§ 11 

Vorbereitung des Vollzugs 

Der Bund, die Länder, die Gemeinden und Ge- 
meindeverbände haben die personellen, organisa- 
torischen und materiellen Voraussetzungen zur 
Durchführung der Maßnahmen zu schaffen, die für 
die in § 1 bezeichneten Zwecke erforderlich sind. 

§ 12 

Rechtsmittelbeschränkung 

In einem verwaltungsgerichtlichen Verfahren, das 
einen Verwaltungsakt zum Gegenstand hat, der auf 
Grund dieses Gesetzes für Zwecke des § 1 oder auf 
Grund einer auf §§ 1, 3 oder 4 beruhenden Rechts- 
verordnung erlassen worden ist, sind die Berufung 
gegen ein Urteil und die Beschwerde gegen eine an- 
dere Entscheidung des Verwaltungsgerichtes aus- 
geschlossen. 

§ 13 

Kosten 

(1) Der Bund trägt die Kosten der Maßnahmen, 
die den Ländern, Gemeinden und Gemeindeverbän- 
den durch dieses Gesetz, durch die auf Grund dieses 
Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen und allge- 
meinen Verwaltungsvorschriften und durch Weisun- 
gen der zuständigen Bundesbehörden für Zwecke 
des § 1 vorgeschrieben werden; persönliche und 
sächliche Verwaltungskosten werden nicht über- 
nommen. Die Kosten einer Enteignung zugunsten 
eines Landes, einer Gemeinde oder eines Gemeinde- 
verbandes sind vom Bund nicht zu erstatten. 

(2) Die Ausgaben für die nach Absatz 1 vom 
Bund zu tragenden Kosten sind für Rechnung des 
Bundes zu leisten. Die damit zusammenhängenden 
Einnahmen sind an den Bund abzuführen. 

(3) Auf die für Rechnung des Bundes zu leisten- 
den Ausgaben und die mit ihnen zusammenhängen- 
den Einnahmen sind die Vorschriften über das Haus- 
haltsrecht des Bundes anzuwenden. Die für die 
Durchführung des Haushalts verantwortlichen Bun- 
desbehörden können ihre Befugnisse auf die zustän- 
digen obersten Landesbehörden übertragen und 
zulassen, daß auf die für Rechnung des Bundes zu 
leistenden Ausgaben und die mit ihnen 2 Hisammen- 
hängenden Einnahmen die landesrechtlicVien Vor- 
schriften über die Kassen- und Buchführung der zu- 
ständigen Landes- und Gemeindebehörden ange- 
wendet werden. 


ZWEITER ABSCHNITT 

Sicherstellung in einer Versorgungskrise 

§ 14 

Voraussetzungen und Maßnahmen der Sicherstel- 
lung in einer Versorgungskrise 

(1) Rechtsverordnungen 

1. nach § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3, 5, 6 und 8, 

2. über die Zuteilung, die Lieferung, den Be- 
zug und die Verwendung von Waren der 
gewerblichen Wirtschaft und Erzeugnissen 
der Ernährungs- und Landwirtschaft nach 
§ 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 

können außer für Zwecke des § 1 auch erlassen 
werden, um eine ausreichende Versorgung mit le- 
bensnotwendigen Gütern und Leistungen sidiierzu- 
stellen, soweit die Deckung des Bedarfs an solchen 
Gütern oder Leistungen in wesentlichen Teilen des 
Bundesgebietes ernsthaft gefährdet ist und diese 
Gefährdung durch marktgerechte Maßnahmen, ins- 
besondere durch Einfuhren, nicht, nicht rechtzeitig 
oder nur mit unverhältnismäßigen Mitteln behoben 
oder angewendet werden kann, 

(2) § 2 Abs. 3 ist anzuwenden. 

§ 15 

Rechtsverordnungen 

(1) Rechtsverordnungen nach § 14 erläßt die Bun- 
desregierung. Die Bundesregierung kann diese Be- 
fugnis durch Rechtsverordnung ohne Zustimmung 
des Bundesrates auf den Bundesminister für Wirt- 
schaft übertragen. § 5 Abs, 3 ist entsprechend an- 
zuwenden. 

(2) Rechtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Wirtschaft nach § 14 
bedürfen nicht der Zustimmung des Bundesrates, 
wenn ihre Geltung auf längstens zwei Monate be- 
fristet wird. Eine Verlängerung der Geltungsdauer 
ist nur mit Zustimmung des Bundesrates möglich. 
Sollen Rechtsverordnungen nach § 14 länger als ein 
Jahr gelten, bedürfen sie auch der Zustimmung des 
Bundestages. 

(3) § 7 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 16 

Ausführung der Rechtsverordnung 

(1) Rechtsverordnungen nach § 14 werden von 
den Ländern als eigene Angelegenheit ausgeführt. 
Sie können vorsehen, daß sie vom Bundesamt für 
gewerbliche Wirtschaft ausgeführt werden, soweit 
eine zentrale Bearbeitung erforderlich ist. 

(2) Soweit nach Absatz 1 Rechtsverordnungen 
von den Ländern als eigene Angelegenheit ausge- 
führt werden, kann der Bundesminister für Wirt- 
schaft mit Zustimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften erlassen. 
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(3) Ist eine der in § 5 Abs. 2 bezeichneten Vor- 
aussetzungen eingetreten, so gilt § 8 Abs. 1 Satz 1 
auch für Recbtsverordnungen nach § 14, soweit diese 
auch Zwecken des § 1 dienen. 

§ 17 

Verfügungen und Einzelweisungen 

(1) Die Recbtsverordnungen der Bundesregierung 
oder des Bundesministers für Wirtschaft nach § 14 
können vorsehen, daß der Bundesminister für Wirt- 
schaft zu ihrer Ausführung Verfügungen terläßt, 
wenn sich die Auswirkungen der zu regelnden An- 
gelegenheit auf mehr als ein Land erstrecken und 
der Zweck der Rechtsverordnungen mittels einer 
Einzelweisung nach Absatz 2 nicht oder nicht recht- 
zeitig erreicht werden kann. 

(2) Die Bundesregierung kann zur Ausführung 
von Rechtsverordnungen nach § 14 in besonderen 
Fällen Einzelweisungen erteilen, wenn und soweit 
dies zum einheitlichen und planmäßigen Vollzug 
der Rechtsverordnungen geboten ist. 

§ 18 

Kosten 

Die Kosten der für Zwecke des § 14 erforderlichen 
Maßnahmen fallen dem Träger der Aufgabe {§ 16 
Abs. 1) zur Last. 


DRITTER ABSCHNITT 
Gemeinsame Vorschriften 

§ 19 

Auskünfte 

(1) Zur Durchführung der Rechtsverordnungen 
auf Grund dieses Gesetzes haben alle natürlichen 
und juristischen Personen und nicht rechtsfähigen 
Personenvereinigungen den zuständigen Behörden 
auf Verlangen die erforderlichen Auskünfte zu er- 
teilen. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend 

a) für die Wirtschaftsbehörden des Bundes 
und der Länder zur Vorbereitung der auf 
Grund der §§ 1, 3 und 4 zu erlassenden 
Rechtsverordnungen, 

b) für den Bundesminister für Wirtschaft zur 
Vorbereitung der auf Grund des § 14 zu 
erlassenden Rechtsverordnungen. Der Bun- 
desminister für Wirtschaft kann diese Be- 
fugnis durch Rechtsverordnung, die nicht 
der Zustimmung des Bundesrates bedarf, 
auf das Bundesamt für gewerbliche Wirt- 
schaft übertragen. 

(3) Die von den zuständigen Behörden mit der 
Einholung von Auskünften beauftragten Personen 
sind befugt, Grundstücke und Geschäftsräume des 


Auskunftspflichtigen zu betreten, dort Prüfungen 
und Besichtigungen vorzunehmen, Proben zu ent- 
nehmen und in die geschäftlichen Unterlagen des 
Auskunftspflichtigen Einsicht zu nehmen. 

(4) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflich- 
tete kann die Auskunft auf solche Fragen verwei- 
gern, deren Beantwortung ihn selbst oder einen der 
in § 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung 
bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafgericht- 
licher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem 
Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

(5) Die nach Absatz 1 bis 3 erlangten Kenntnisse 
und Unterlagen dürfen nicht für ein Besteuerungs- 
verfahren oder ein Steuerstrafverfahren verwendet 
werden. Die Vorschriften der §§ 175, 179, 188 Abs. 1 
und des § 189 der Reichsabgabenordnung über Bei- 
stands- und Anzeigepflichten gegenüber den Finanz- 
ämtern gelten insoweit nicht. 

§ 20 

Entschädigung 

(1) Stellt eine Maßnahme auf Grund dieses Ge- 
setzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
Rechtsverordnung eine Enteignung dar, ist eine Ent- 
schädigung in Geld zu leisten. Die Entschädigung 
bemißt sich nach dem für eine vergleichbare Lei- 
stung im Wirtschaftsverkehr üblichen Entgelt. Fehlt 
es an einer vergleichbaren Leistung oder ist ein 
übliches Entgelt nicht zu ermitteln, ist die Entschä- 
digung unter gerechter Abwägung der Interessen 
der Allgemeinheit und der Beteiligten zu bemessen. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist derjenige 
verpflichtet, der in einer auf Grund dieses Gesetzes 
erlassenen Rechtsverordnung oder in der auf Grund 
dieses Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz er- 
lassenen Rechtsverordnung ergangenen Verfügung 
als Begünstigter bezeichnet ist. Ist kein Begünstig- 
ter bezeichnet, so ist die Entschädigung vom Träger 
der Aufgabe zu leisten. Kann die Entschädigung von 
demjenigen, der als Begünstigter bezeichnet ist, 
nicht erlangt werden, haftet der Träger der Auf- 
gabe; soweit dieser den Entschädigungsberechtigten 
befriedigt, geht dessen Anspruch gegen den Begün- 
stigten auf den Träger der Aufgabe über. Der Über- 
gang kann nicht zum Nachteil des Entschädigungs- 
berechtigten geltend gemacht werden. 

(3) Auf die Festsetzung einer Entschädigung und 
die Verjährung eines Anspruchs nach Absatz 1 sind 
die §§ 34, 49 bis 63, 65 des Bundesleistungsgesetzes 
entsprechend anzuwenden. Dabei treten an die 
Stelle der Anforderungsbehörden die Behörden, 
welche die Maßnahmen im Sinne des Absatzes 1 
angeordnet haben. 

§ 21 

Härteausgleich 

(1) Wird durch eine Maßnahme auf Grund dieses 
Gesetzes oder einer nach diesem Gesetz erlassenen 
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Rechtsverordnung dem Betroffenen ein Vermögens- 
nachteil zugefügt, der nicht nach § 20 abzugelten ist, 
ist eine Entschädigung in Geld zu gewähren, wenn 
und soweit dies zur Abwendung oder zum Aus- 
gleich unbilliger Härten geboten erscheint. 

(2) Zur Leistung der Entschädigung ist der Trä- 
ger der Aufgabe verpflichtet. 

(3) § 20 Abs. 3 ist entsprechend anzuwenden. 

§ 22 

Zustellungen 

Für Zustellungen durch die Verwaltungsbehörde 
gelten die Vorschriften des Verwaltungszustellungs- 
gesetzes vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379) 
in der Fassung des § 181 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung vom 21. Januar 1960 (Bundesgesetzbl. I 
S. 17) mit folgender Maßgabe: 

1. In dringenden Fällen kann, soweit eine Zu- 
stellung gemäß den §§ 3 bis 5 und 11 des Ver- 
waltungszustellungsgesetzes nicht möglich ist, 
die Zustellung auch durch schriftliche oder 
fernschriftliche, mündliche oder fernmündliche 
Mitteilung oder — auch wenn die Vorausset- 
zungen für eine öffentliche Zustellung nach 
§ 15 des Verwaltungszustellungsgesetzes nicht 
vorliegen — durch öffentliche Bekanntmachung 
in der Presse, im Rundfunk oder in einer son- 
stigen ortsüblichen und geeigneten Weise er- 
folgen. In diesen Fällen gilt die Zustellung mit 
dem auf die Bekanntgabe folgenden Tage als 
bewirkt. 

2. Zustellungen an Führer von Seeschiffen, Bin- 
nenschiffen und Luftfahrzeugen können auch 
durch Funkspruch vorgenommen werden. Eine 
Ausfertigung der Verfügung ist gleichzeitig 
dem Eigentümer oder Besitzer zu übermitteln. 

§ 23 

Zuwiderhandlung gegen Sicherstellungsmaßnahmen 

Wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Vor- 
schrift einer auf Grund der §§ 1, 3, 4 oder 14 erlas- 
senen Rechtsverordnung oder gegen eine auf Grund 
einer solchen Rechtsverordnung ergangene voll- 
ziehbare Verfügung verstößt, begeht eine Zuwider- 
handlung im Sinne des Wirtschaftsstrafgesetzes 
1954, soweit die Rechtsverordnung für einen be- 
stimmten Tatbestand auf diese Vorschrift verweist. 

§ 24 

Verletzung der Auskunftspflicht 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig entgegen § 19 

1. eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht 
vollständig oder nicht rechtzeitig erteilt 
oder 

2. die Duldung von Prüfungen oder Besich- 
tigungen, die Einsicht in geschäftliche 
Unterlagen oder die Entnahme von Pro- 
ben verweigert. 


(2) Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu 
zwanzigtausend Deutsche Mark, wenn sie fahrlässig 
begangen ist, mit einer Geldbuße bis zu zehntau- 
send Deutsche Mark geahndet werden. 

§ 25 

Handeln für einen anderen 

(1) Die Straf- und Bußgeldvorschriften der §§23 
und 24 gelten auch für denjenigen, der als vertre- 
tungsberechtigtes Organ einer juristischen Person, 
als Mitglied eines solchen Organs oder als gesetz- 
licher Vertreter eines anderen handelt. Dies gilt 
auch dann, wenn die Rechtshandlung, welche die 
Vertretungsbefugnis begründen sollte, unwirksam 
ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer mit der Leitung oder Beaufsichtigung 
des Unternehmens oder eines Teiles des Unterneh- 
mens eines anderen beauftragt oder von diesem 
ausdrücklich damit betraut ist, in eigener Verant- 
wortung Pflichten zu erfüllen, die dieses Gesetz 
oder die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen 
Rechtsverordnungen auferlegen. 

§ 26 

Verletzung der Aufsichtspflicht 

(1) Begeht jemand in einem Unternehmen eine 
nach den §§ 23 oder 24 mit Strafe oder Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann gegen den Inhaber 
oder Leiter des Unternehmens oder den gesetzlichen 
Vertreter des Inhabers, gegen ein Mitglied des zur 
gesetzlichen Vertretung berufenen Organs einer 
juristischen Person oder einen vertretungsberech- 
tigten Gesellschafter einer Personenhandelsgesell- 
schaft eine Geldbuße festgesetzt werden, wenn sie 
vorsätzlich oder fahrlässig ihre Aufsichtspflicht ver- 
letzt haben und der Verstoß hierauf beruht. 

(2) Die Geldbuße beträgt 

1. im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 23 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zwanzigtausend Deutsche 
Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, 

2. im Falle einer Zuwiderhandlung gegen 
§ 24 bei vorsätzlicher Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu zehntausend Deutsche 
Mark, bei fahrlässiger Aufsichtspflichtver- 
letzung bis zu fünftausend Deutsche Mark. 

§ 27 

Geldbuße gegen juristische Personen 
und Personenhandelsgesellschaften 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs einer juristi- 
schen Person oder als vertretungsberechtigter Ge- 
sellschafter einer Personenhandelsgesellschaft eine 
nach §§ 23, 24 oder 26 mit Strafe oder Geldbuße 
bedrohte Handlung, so kann auch gegen die juri- 
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stische Person oder die Personenhandelsgesellschaft 
eine Geldbuße festgesetzt werden. 

(2) Ist eine Zuwiderhandlung nach § 23 begangen 
worden, so beträgt die Geldbuße bis zu fünfzigtau- 
send Deutsche Mark. Ist eine Ordnungswidrigkeit 
nach §§ 24 oder 26 begangen worden, so ist die 
Geldbuße nach diesen Vorschriften zu bemessen. 

§ 28 

Verletzung der Geheimhaltungspflicht 

(1) Wer ein fremdes Geheimnis, namentlich ein 

Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis, das ihm in sei- 
ner Eigenschaft als Angehöriger oder Beauftragter 
einer mit Aufgaben auf Grund dieses Gesetzes be- | 
trauten Verwaltungsebhörde bekanntgeworden ist, | 
unbefugt offenbart, wird mit Gefängnis bis zu einem j 
Jahr und mit Geldstrafe oder mit einer dieser Stra- | 
fen bestraft. 1 

(2) Handelt der Täter gegen Entgelt oder in der 
Absicht, sich oder einen anderen zu bereichern oder 
einen anderen zu schädigen, so ist die Strafe Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren; daneben kann auf Geld- 
strafe erkannt werden. Ebenso wird bestraft, wer 
ein fremdes Geheimnis namentlich ein Betriebs- 
oder Geschäftsgeheimnis, das ihm unter den Vor- 
aussetzungen des Absatzes 1 bekanntgeworden ist, 
unbefugt verwertet. 

(3) Die Tat wird nur auf Antrag des Verletzten 

verfolgt. , 

§ 29 

Zuständige Verwaltungsbehörde 

(1) Verwaltungsbehörde im Sinne des § 73 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten ist 

1. bei Zuwiderhandlungen gegen Verfügun- 
gen nach § 19 Abs. 1 bis 3, 

a) sofern sie von einer Bundesbehörde 
erlassen worden sind, der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft, 

b) sofern sie von einer Landesbehörde 
erlassen worden sind, die zuständige 
oberste Landesbehörde oder die von 
der Landesregierung bestimmte Stelle; 

2. bei Zuwiderhandlungen gegen eine nach 
§§ 1, 3, 4 oder 14 erlassene Rechtsverord- 
nung oder gegen eine auf Grund einer 
solchen Rechtsverordnung ergangene Ver- 
fügung, 

a) soweit Bundesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, der Bundesmini- 
ster für Wirtschaft oder die in der 
Rechtsverordnung bestimmte Behörde, 

b) soweit Landesbehörden zur Durchfüh- 
rung zuständig sind, die zuständige 
oberste Landesbehörde oder die in der 
Rechtsverordnung bestimmte Behörde. 

(2) Die nach Absatz 1 zuständige Verwaltungs- 
behörde entscheidet auch über die Abänderung und 


Aufhebung eines rechtskräftigen, gerichtlich nicht 
nachgeprüften Bußgeldbescheides (§ 66 Abs. 2 des 
Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten). 

§ 30 

Änderung von Rechtsvorschriften 

(1) § 1 Nr. 7 des Gesetzes zur weiteren Verein- 
fachung des Wirtschaftsstrafrechts (Wirtschaftsstraf- 
gesetz 1954) vom 9. Juli 1954 (Bundesgesetzbl. I 
S. 175), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Än- 
derung des Wirtschaftsstrafgesetzes 1954 vom 
21. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 761), erhält 
folgende Fassung: 

„7. § 23 des Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen 
Wirtschaft sowie des Geld- und Kapitalver- 
kehrs vom (Bundesgesetzbl. I 

s. . . 

(2) Artikel 10 des Gesetzes über die Abwicklung 
der Bundesstelle für den Warenverkehr der ge- 
werblichen Wirtschaft und die Errichtung eines 
Bundesamtes für gewerbliche Wirtschaft (Gesetz 
über das Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft) 
vom 9. Oktober 1954 (Bundesgesetzbl. I S. 281) er- 
hält folgende Fassung: 

„Artikel 10 

Dem Bundesamt obliegt über die in Artikel 3 
genannten Aufgaben hinaus die Durchführung 
von Rechtsverordnungen, die auf Grund des Ge- 
setzes über die Sicherstellung von Leistungen auf 
dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft sowie 

des Geld- und Kapitalverkehrs vom 

. . . (Bundesgesetzbl. IS....) erlassen werden, 
soweit die Durchführung durch das Bundesamt in 
den Rechtsverordnungen vorgesehen ist." 

§ 31 

Einschränkung der Grundrechte 

Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Woh- 
nung (Artikel 13 des Grundgesetzes) wird nach 
Maßgabe dieses Gesetzes eingeschränkt. 

§ 32 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt mit Ausnahme des § 1 und der 
sonstigen den Verteidigungszwecken dienenden 
Vorschriften nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Drit- 
ten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen nach § 14 gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Uberleitungsgesetzes, soweit in die- 
sen Rechtsverordnungen die Geltung in Berlin nicht 
ausdrücklich ausgeschlossen wird. Das gleiche gilt 
für Rechtsverordnungen nach § 15 Abs. 1 Satz 3. 

§ 33 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Juli 1965 in Kraft. 
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